
 

CR\1127097DE.docx  PE601.199v03-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

Europäisches Parlament 
2014-2019  

 

Petitionsausschuss 
 

30.5.2017 

BERICHT ÜBER EINEN 
ARBEITSBESUCH UND 
EMPFEHLUNGEN 

nach einer Informationsreise nach Schweden (20.–21. Februar 2017) zur 

Problematik der schwedischen persönlichen Identifikationsnummer 

Petitionsausschuss 

Mitglieder der Delegation: 

Pál Csáky (PPE) (Delegationsleiter) 

Michela Giuffrida (S&D) 

Kostadinka Kuneva (GUE/NGL) 

  

 

Begleitendes Mitglied: 

Cecilia Wikström (ALDE) 

 

 



 

PE601.199v03-00 2/12 CR\1127097DE.docx 

DE 

 

Einleitung 

Das einzige praktische Hindernis hinsichtlich der Freizügigkeit von EU‑ Bürgern und ihren 

Familien besteht in den administrativen Schwierigkeiten bei der Vergabe einer 

Personennummer durch die schwedischen Finanzbehörden, wodurch der Alltag in der 

schwedischen Gesellschaft stark beeinträchtigt wird.1 

 

Die eingereichten Petitionen beziehen sich auf einen mutmaßlichen Verstoß gegen das Recht 

der EU‑ Bürger auf Freizügigkeit, insbesondere gegen die Bestimmungen der Richtlinie 

2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht 

der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 

frei zu bewegen und aufzuhalten. Konkret wurden die Petenten nicht in das schwedische 

Melderegister aufgenommen und haben somit keine persönliche Personennummer erhalten, 

die für den Zugang zu zahlreichen für den Alltag in Schweden wichtigen Dienstleistungen 

notwendig ist. 

 

Einige der Petitionen wurden in der Sitzung des Ausschusses vom 14. Juli 2015 behandelt. 

Die Prüfung der Petitionen wurde in Erwartung ergänzender Auskünfte der Kommission noch 

nicht abgeschlossen. Nach der Sitzung wurden drei weitere Petitionen zu diesem Thema 

eingereicht. Nach Erhalt der ergänzenden Auskünfte der Kommission (siehe Anhang) 

entschied der Petitionsausschuss, eine Informationsreise nach Stockholm zu organisieren.  

Neben den an das Europäische Parlament gesendeten Petitionen erreichten die Kommission 

viele Beschwerden von EU‑ Bürgern zu dem gleichen Thema, und auch SOLVIT und „Ihr 

Europa – Beratung“ werden regelmäßig damit befasst. 

Die Dienststellen der Kommission haben eine umfassende Bewertung der Vereinbarkeit des 

schwedischen Systems zur Bevölkerungsregistrierung mit EU‑ Rechtsvorschriften zu den 

Grundfreiheiten eingeleitet, insbesondere mit Artikel 21, 22, 45, 49 und 56 AEUV und 

weiteren einschlägigen Vorschriften, einschließlich der Richtlinie 2004/38/EG. Im Januar 

2015 hat die Kommission mit Schweden Gespräche über die Problematik der 

Personennummern aufgenommen, woraufhin im Oktober 2016 ein EU‑ Pilot‑ Verfahren 

eingeleitet wurde. 

Wie von den Mitgliedern der Delegation betont, ist das Recht der Unionsbürger und ihrer 

Familienangehörigen, sich in sämtlichen Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, 

eine der vier in den EU‑ Verträgen verankerten Grundfreiheiten und eine 

Grundvoraussetzung für einen gut funktionierenden Binnenmarkt.  

Die Mitgliedstaaten müssen praktische Lösungen bieten, um die Achtung der Grundrechte der 

                                                 
1Vgl. Obstacles to the right of free movement and residence for EU citizens and their families: Country report for 

Sweden („Hindernisse für EU‑ Bürger und ihre Familien bei der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit und 

Aufenthaltsfreiheit: Länderbericht für Schweden“), Europäisches Parlament, Juni 2016, in Englisch verfügbar 

unter: http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/556966/IPOL_STU(2016)556966_EN.pdf.  

http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/556966/IPOL_STU(2016)556966_EN.pdf
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EU‑ Bürger sicherzustellen, und in diesem Zusammenhang ist eine Gegenseitigkeit zwischen 

den Mitgliedstaaten unerlässlich.  

Das System der Personenidentifikation in Schweden 

Die Personennummer (personnummer), die schwedische persönliche Identifikationsnummer, 

wurde 1947 eingeführt. Die Nummern werden vom schwedischen Zentralamt für 

Finanzwesen (Skatteverket) vergeben, das Teil des Einwohnermeldeamts (Folkbokföring) ist.  

Die Verknüpfung einer Person mit einer Identitätsnummer wird durch das Melderegister und 

Ausweispapiere hergestellt, sowie ferner durch die verbreitete Verwendung der Nummer für 

Korrespondenzen mit Behörden, Schulen, Universitäten und Unternehmen (Banken, 

Versicherungen etc.).  

Für Staatsbürger und andere in Schweden geborene Personen wird die Identitätsnummer 

ausgestellt, sobald die Geburt eines Kindes (in der Regel) durch die Eltern und medizinisches 

Fachpersonal gemeldet wurde. In Ausnahmefällen kann die Nummer später geändert werden, 

meist weil das Geburtsdatum oder die Eintragung des Geschlechts des Kindes fehlerhaft 

waren. Wenn eine Person sich zu einem späteren Zeitpunkt einer kompletten 

Geschlechtsumwandlung unterzieht, wird die Personennummer entsprechend dem neuen 

biologischen Geschlecht angepasst (Änderung der neunten Ziffer, die das Geschlecht angibt).  

Eine Person, der Aufenthaltsrecht gewährt wird, kann ohne Aufenthaltserlaubnis in Schweden 

leben. Dies dient der Erleichterung der Freizügigkeit innerhalb der EU. Das Aufenthaltsrecht 

und die Möglichkeit, sich in das Melderegister eintragen zu lassen und eine Personennummer 

zu erhalten, werden jedem EWR‑ Bürger geboten, der eines der folgenden Kriterien erfüllt: 

• die Person arbeitet in Schweden, bietet dort Dienstleistungen an oder hat dort ein 

eigenes Unternehmen; 

• die Person ist als Student an einer anerkannten schwedischen Bildungseinrichtung 

registriert und verfügt über einen umfassenden Krankenversicherungsschutz; 

• die Person verfügt über ausreichende Vermögenswerte, um ihren Lebensunterhalt und 

den ihrer Familie zu sichern, sowie über einen umfassenden 

Krankenversicherungsschutz für sich selbst und diejenigen Familienangehörigen, die 

in Schweden wohnhaft sind. 

Zusätzlich muss bewiesen werden, dass die Arbeitsstelle oder der Ausbildungs- bzw. 

Studienplatz für mindestens ein Jahr besteht. In manchen Fällen ist es für EU‑ Bürger 

schwierig, solche Nachweise vorzulegen.  

Ein arbeitssuchender EU‑ Bürger kann Aufenthaltsrecht in Schweden genießen, auf dieser 

Grundlage jedoch nicht in das schwedische Melderegister eingetragen werden. Der Grund 

dafür liegt darin, dass EU‑ Bürgern in einem solchen Fall nur ein Aufenthaltsrecht für 

maximal sechs Monate gewährt wird. 

Familienangehörigen eines EWR‑ Bürgers mit Aufenthaltsrecht kann ihrerseits 

Aufenthaltsrecht gewährt werden, und in diesem Fall benötigen sie keine 

Aufenthaltserlaubnis. 
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In der Theorie gibt es für Personen, die weniger als ein Jahr in Schweden bleiben und daher 

nicht in das schwedische Melderegister aufgenommen werden können, eine andere Art von 

Identifikationsnummer: die Koordinierungsnummer (samordningsnummer). Diese Nummer 

wird ebenfalls von der Finanzbehörde vergeben, jedoch nur nach Beantragung durch eine 

institutionelle Behörde. Sie wird für die Kommunikation zwischen einer Person und einer 

Verwaltungsstelle verwendet, für die normalerweise eine Personennummer benötigt wird, 

z. B. bei Personen, deren Hauptwohnsitz seit weniger als einem Jahr oder gar nicht in 

Schweden liegt, die aber mit Behörden in Kontakt treten müssen, wie beispielsweise 

Personen, die ein Sommerhaus in Schweden besitzen, oder bei schwedischen 

Staatsangehörigen, die noch nie in Schweden wohnhaft waren. In der Praxis treten jedoch 

häufig Probleme wegen der eingeschränkten Vergabe dieser Koordinierungsnummer auf.  

Personen, die nicht über eine schwedische Personen- oder Koordinierungsnummer verfügen, 

aber Gesundheitsversorgung in Anspruch nehmen müssen, z. B. ausländische Touristen, 

bewusstlose Personen, Neugeborene, die spezielle Versorgung benötigen (gesunde 

Neugeborene werden in die Krankenakte der Mutter eingetragen) usw. (z. B. wenn ein 

besonderer Schutz der Privatsphäre erforderlich ist, wie bei HIV‑ Tests), erhalten eine 

Ersatznummer (reservnummer), die nur befristet gültig ist und ausschließlich in der 

Gesundheitsversorgung verwendet wird.  

Die Informationsreise bot die Gelegenheit, sich mit den zuständigen schwedischen Behörden 

über die Probleme auszutauschen, mit denen einige EU‑ Bürger in Bezug auf ihr Recht auf 

Aufenthalt in Schweden konfrontiert sind, und über Möglichkeiten, wie das zuvor dargestellte 

System verbessert werden könnte, damit die Grundfreiheit der Freizügigkeit von 

EU‑ Bürgern in Schweden besser geachtet wird. 

Petitionen und Petenten 

Petition Nr. 1098/2010, eingereicht von einem deutschen Staatsangehörigen, zur 

Diskriminierung von EU‑ Bürgern durch die schwedischen Behörden;  

Petition Nr. 1183/2010, eingereicht von einem deutschen Staatsangehörigen, zur 

 Notwendigkeit einer Personenkennzahl in Schweden; 

Petition Nr. 1289/2012, eingereicht von einer britischen Staatsangehörigen, zur Verletzung 

ihres Rechts auf Freizügigkeit und Aufenthalt in der EU; 

Petition Nr. 0902/2015, eingereicht von einem spanischen Staatsangehörigen, zu den für 

Bürger aus EU-Mitgliedstaaten geltenden Aufenthaltsbedingungen in Schweden; 

Petition Nr. 0299/2016, eingereicht von einem deutschen Staatsangehörigen, zur 

Diskriminierung von EU‑ Bürgern seitens der schwedischen Behörden wegen Verweigerung 

der Ausstellung einer persönlichen Identifikationsnummer;  

Petition Nr. 1323/2016, eingereicht von einem deutschen Staatsangehörigen, zur E-

Legitimation in Schweden. 

Bei den Petenten handelt es sich um Eigentümer von Grundstücken in Schweden ohne 

ständigen Wohnsitz im Land oder um Ehe- bzw. Lebenspartner von schwedischen Bürgern. 

Sie erhalten keine Personennummer und haben daher keinen Zugang zu diversen 
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Dienstleistungen und können nicht alle Rechte in Anspruch nehmen, die ihnen aufgrund des 

rechtmäßigen Wohnsitzes zustehen. 

Resümee der Treffen 

Der Informationsbesuch fand am 21. Februar von 9.00 bis 17.00 Uhr statt. Die Mitglieder der 

PETI‑ Delegation sollten in diesem Rahmen einen besseren Einblick in die Situation erhalten, 

indem sie Vertreter verschiedener Dienststellen der schwedischen Behörden befragten, die 

ihnen offen von ihren Erfahrungen und Einstellungen berichteten.  

 

I. Probleme bei der Weitergabe von Informationen  

 

Wie in der Einleitung erwähnt, werden die Identifikationsnummern vom schwedischen 

Zentralamt für Finanzwesen (Skatteverket) vergeben, das Teil des schwedischen 

Einwohnermeldeamts (Folkbokföring) ist und dem Finanzministerium untersteht.  

 

Die Delegation traf mit Vertretern des Finanzministeriums und der verschiedenen 

Dienststellen des Finanzministeriums zusammen, die mit den in den Petitionen geäußerten 

Angelegenheiten befasst sind. Zunächst traf sie Maria Åhrling und Frank Walterson vom 

Ministerium sowie Håkan Nilsson und Ingegerd Widell vom Zentralamt für Finanzwesen. Es 

fand außerdem ein Treffen mit Monika Johansson, stellvertretende Direktorin für 

Finanzinstitutionen und -märkte, Abteilung für Bankwesen, statt, um über die 

Schwierigkeiten bei der Eröffnung eines Bankkontos in Schweden zu sprechen.  

 

Für die Identifizierung von Personen mit dauerhaftem Wohnsitz funktioniert das System gut. 

Solange eine Person die genannten Kriterien erfüllt, kann sie problemlos eine 

Personennummer erhalten und hat folglich unter den gleichen Bedingungen wie ein 

schwedischer Bürger Zugang zu allen Dienstleistungen. Die größte Schwierigkeit liegt 

weiterhin darin, dass ein Aufenthalt von über einem Jahr nachgewiesen werden muss, und für 

nicht erwerbstätige Personen darin, nachzuweisen, dass sie selbst für ihren Lebensunterhalt 

aufkommen können (gemäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie: „Jeder 

Unionsbürger hat das Recht auf Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats für 

einen Zeitraum von über drei Monaten, wenn er für sich und seine Familienangehörigen über 

ausreichende Existenzmittel verfügt, so dass sie während ihres Aufenthalts keine 

Sozialhilfeleistungen des Aufnahmemitgliedstaats in Anspruch nehmen müssen, und er und 

seine Familienangehörigen über einen umfassenden Krankenversicherungsschutz im 

Aufnahmemitgliedstaat verfügen“).  

 

Bei der Identifizierung von Personen ohne dauerhaften Wohnsitz oder Nicht‑ EU‑ Bürgern 

funktioniert das System jedoch nicht optimal, und das Vergabeverfahren für 

Koordinierungsnummern und dessen Umsetzung müssen verbessert werden. Die 

Unzulänglichkeit des Systems lässt sich zum Teil mit der zunehmenden Mobilität der 

EU‑ Bürger erklären. 

 

Wenn einem EU‑ Bürger der Eintrag in das Melderegister verweigert wird, bedeutet dies 

nicht, dass er oder sie keinen Wohnsitz in Schweden haben darf, da das Einwohnermeldeamt 

nicht über das Aufenthaltsrecht entscheidet. Konkret hat diese Person jedoch keinen Zugang 

zu verschiedenen Dienstleistungen und genießt bei ihrem Aufenthalt in Schweden nicht die 
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gleichen Vorzüge wie alle anderen schwedischen Bürger.  
  

Nachdem den Behörden einige der konkreten Probleme, mit denen die Petenten konfrontiert 

wurden, mitgeteilt wurden (z. B. ein Bankkonto zu eröffnen, eine Handynummer zu erhalten, 

sich in einem Fitnessstudio oder einer Bibliothek anzumelden etc.), stellten sie klar, dass es 

für den Zugang zu diesen Dienstleistungen keine besonderen gesetzlichen Vorgaben gibt, die 

eine Personennummer erfordern. Daraus lässt sich schließen, dass es auf beiden Seiten 

mangelhafte Informationen über die rechtlichen Bestimmungen gibt: sowohl bei den 

EU‑ Bürgern als auch bei den schwedischen privaten Akteuren wie Banken oder 

Telefonanbietern. Der praktische Nutzen für die privaten Akteure, mittels der 

Personennummer Personen bzw. Kunden zu identifizieren, darf niemals als Anforderung 

angesehen werden, wenn es keine derartigen gesetzlichen Bestimmungen gibt, und 

Dienstleister sollten darüber in Kenntnis gesetzt werden, dass ein Personalausweis für die 

Identifizierung ausreichend ist. Die privaten Akteure müssen zudem besser über die Existenz 

und Gültigkeit einer Koordinierungsnummer informiert werden, die sich von der 

Personennummer leicht unterscheidet. 

 

Es wurde angemerkt, dass es keine speziellen gesetzlichen Bestimmungen zur Sanktionierung 

von privaten Akteuren gibt, wenn diese missbräuchlicherweise für die Nutzung ihrer Dienste 

eine Personennummer voraussetzen.  

 

Hilfestellungen für Bürger, Behörden und private Akteure sind eindeutig notwendig, um die 

Zusammenarbeit und dementsprechend das Funktionieren des gesamten Systems zu 

verbessern und so die Freizügigkeit der EU‑ Bürger zu erleichtern. Die Informationen über 

die Koordinierungsnummer müssen verbessert, klarer dargestellt und weiterverbreitet werden, 

da der leicht von der Personennummer abweichende Aufbau der Zahlenfolge mehrfach zu 

Zweifeln an deren Authentizität geführt hat. 

 

Es muss nicht nur besser darüber informiert werden, wann eine Personennummer erforderlich 

ist, sondern auch über die Koordinierungsnummer und die Beschwerdemöglichkeiten im Falle 

missbräuchlicher Forderungen oder verzögerter Registrierung.  

 

EU‑ Bürgern stehen mehrere Beschwerdemöglichkeiten zur Verfügung, wenn sie mit 

missbräuchlichen Forderungen konfrontiert werden. In solchen Fällen sollten die Bürger ein 

internes Verfahren des betreffenden privaten Akteurs in Anspruch nehmen und sich bei 

Banken z. B. an die Privatkundenabteilung wenden. Der schwedische Bürgerbeauftragte für 

Verbraucherschutz wurde ebenfalls als Möglichkeit genannt, neben dem schwedischen 

Öffentlichen Reklamationsamt (ARN)1. In der Regel dauert es sechs Monate vom Antrag bis 

zu einer Entscheidung. Daher ist es notwendig, die Bearbeitungszeit für Personen mit 

kurzfristigen oder nicht dauerhaften Aufenthaltstiteln, die keine Personennummer haben, zu 

verkürzen.  
 

II. Zugang zur Gesundheitsversorgung  

 

                                                 
1 Eine staatliche Behörde, die in etwa wie ein Gericht funktioniert und deren Hauptaufgabe es ist, Streitigkeiten 

zwischen Verbrauchern und Unternehmen auf Antrag des Verbrauchers beizulegen. Bevor eine Reklamation 

beim ARN eingereicht werden kann, muss der Anbieter die Reklamation ganz oder teilweise abgewiesen (oder 

gar nicht darauf reagiert) haben. Die Untersuchung ist kostenfrei.  
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Die Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit ist ohne den Schutz der Rechte der mobilen 

Bürger auf soziale Sicherheit nicht möglich.  

 

Die Mitglieder der Delegation trafen sich außerdem mit Malin Skäringer und Christina 

Janzon, Vertreterinnen des Ministeriums für Volksgesundheit und soziale Angelegenheiten, 

um die Probleme beim Zugang zum schwedischen Gesundheitssystem in einem europäischen 

Kontext zu besprechen.  

 

Jeder Mitgliedstaat hat ein eigenes Sozialversicherungssystem, das dank der Verordnung 

(EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur 

Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit1 auf EU‑ Ebene mit denen der anderen 

Mitgliedstaaten abgestimmt ist. Schweden verfügt über ein wohnsitzabhängiges 

Gesundheitsversorgungssystem, d. h. alle in Schweden wohnhaften Personen haben Zugang 

zur gleichen Gesundheitsversorgung. 2. In der Praxis gab es in Schweden jedoch 

Schwierigkeiten bei der Verknüpfung der Bestimmungen über Freizügigkeit und der 

Verordnung zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit.  

 

Falls jemand nicht in Schweden registriert ist, sollte die Möglichkeit bestehen, die 

Europäische Krankenversicherungskarte zu nutzen, um medizinische Grundversorgung zu 

erhalten.  

 

Einer der Petenten beschwerte sich darüber, dass die zuständigen schwedischen Behörden 

sich weigerten, seine Europäische Krankenversicherungskarte zu akzeptieren.  

 

Die Kommission steht mit den schwedischen Behörden in Kontakt bezüglich der 

Schwierigkeiten bei der Sicherung des Zugangs zum öffentlichen Gesundheitssystem in 

Schweden, mit denen sich EU‑ Bürger und deren Angehörige konfrontiert sehen, ehe sie eine 

Personennummer erhalten. Die Kommission hat im November 2012 mit Schweden ein 

EU‑ Pilot‑ Verfahren zu diesem Thema eingeleitet. Nach eingehenden Diskussionen und 

Gesprächen über diese Angelegenheit hat Schweden schließlich eine Änderung seiner Gesetze 

durchgeführt, die am 1. Februar 2016 in Kraft trat. Eine Person, die den schwedischen 

Rechtsvorschriften gemäß der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 unterliegt, kann seitdem ein 

Zertifikat erhalten, das den Zugang zu den gleichen Gesundheitsleistungen ermöglicht, die in 

Schweden registrierten Personen zugänglich sind. Das Zertifikat kann verwendet werden, bis 

die Person eine Personennummer erhalten hat.  

 

III. Erwerb von Immobilien 

 

Die Eintragung von Immobilieneigentum in Schweden wird von den Dienststellen des Amts 

für Geodäsie und Eintragungen in Liegenschaftskataster und Grundbuch (Lantmäteriet) 

verwaltet, das dem Wirtschaftsministerium untersteht. Die Mitglieder der Delegation haben 

sich mit Magdalena Anderson, Business Developer bei der Behörde, und Roger Ekman, 

Sonderberater im Ministerium, getroffen.  

                                                 
1 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2004:166:0001:0123:de:PDF.  

2 Es ist zu beachten, dass jeder Provinziallandtag, jede örtliche Behörde oder Gemeinde dafür verantwortlich ist, 

die eigenen Mittel für die Gesundheitsversorgung zu verwalten und dabei Schwerpunkte zu setzen. 

Dementsprechend können die verfügbaren Gesundheitsdienstleistungen variieren. 

 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2004:166:0001:0123:de:PDF
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Im Bereich des Erwerbs und der Eintragung von Eigentum gibt es ebenfalls keine besonderen 

Schwierigkeiten, wenn man im Besitz einer Personennummer ist. Die verschiedenen 

Informationen, die zur Eintragung neuer Eigentümer erforderlich sind, können leicht 

eingeholt werden. Für EU‑ Bürger ohne Personennummer gibt es keine Hindernisse beim 

Eigentumserwerb, jedoch können in der Praxis Schwierigkeiten auftreten.  

 

Es wurden verschiedene Defizite im derzeitigen System aufgezeigt, insbesondere die 

verschiedenen Identifikationsnummern, die es im Immobilienbereich gibt (z. B. die 

Bezirksnummer), und der schwierige Zugang zur Adresse der Käufer, wenn diese keine 

Personennummer besitzen (oder nicht aus einem der Mitgliedstaaten des Nordischen Rates 

stammen, bei denen der Zugang leichter möglich ist). 

 

Als mögliche Lösung wurde ein vereinfachtes System durch Koordinierung der 

unterschiedlichen Register und die Weiterentwicklung der Koordinierungsnummer als 

einheitliche Referenznummer vorgeschlagen. Eine bessere Personenregistrierung der Käufer 

würde eindeutig dazu beitragen, die Qualität des Systems zur Immobilienregistrierung zu 

verbessern. Es könnte auch eine mögliche Verbindung eines Immobilienerwerbs mit dem 

Erhalt einer Koordinierungsnummer in Betracht gezogen werden.  

 

Jedoch liegt eines der größten Hindernisse bei der Weiterentwicklung der 

Koordinierungsnummer als Mittel zur Vereinfachung des Systems darin, dass es für 

Einzelpersonen nicht möglich ist, direkt eine Koordinierungsnummer zu beantragen. Der 

Antrag muss von einer Behörde gestellt werden. 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Fazit  

Per Åsling und Jörgen Hellman, Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender des 

Steuerausschusses des schwedischen Parlaments (Riksdag), haben gemeinsam mit Ann-Marie 

Wallin und Olof Åkereén vom Sekretariat des Ausschusses die politische Bereitschaft 

bestätigt, die in den Petitionen aufgezeigten Probleme zu lösen. Sie haben die Notwendigkeit 

eines flexibleren und weniger zeitaufwändigen Systems anerkannt.  

Im Gespräch mit den Mitgliedern der Delegation hat Peter Gerlach, Stabschef des 

Finanzministeriums, die Bereitschaft der schwedischen Behörden bekräftigt, sich der in den 

Petitionen angesprochenen Punkte anzunehmen und die Probleme der EU‑ Bürger in 

Ausübung ihres Rechts auf Freizügigkeit in der EU bedauert.  

Die schwedischen Behörden haben die praktischen Schwierigkeiten einiger EU‑ Bürger in 

Schweden anerkannt und damit begonnen, wirksame Maßnahmen zur Verbesserung des 

Systems zu finden.  

Zuerst müssen, wie erwähnt, sowohl die mobilen EU‑ Bürger als auch die schwedischen 

privaten Akteure besser über die rechtlichen Bestimmungen zur Personennummer informiert 

werden. . Private Akteure sollten darüber informiert werden, dass die routinemäßig 
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verwendete Personennummer in vielen Situationen nicht gesetzlich erforderlich ist. Außerdem 

sollte die Kommunikation und Koordination zwischen den verschiedenen beteiligten 

Verwaltungsdienststellen verbessert werden, insbesondere um die Bearbeitungs- und 

Wartezeit bei der Vergabe der Identifikationsnummern zu verringern, die in den letzten Jahren 

zugenommen hat.  

Ein möglicher Austausch bewährter Verfahrensweisen mit den Mitgliedstaaten des 

Nordischen Rates wurde ebenfalls als potenzieller Lösungsansatz vorgeschlagen. Da die 

meisten Mitgliedstaaten des Nordischen Rates ein ähnliches System mit persönlichen 

Identifikationsnummern verwenden, wurde vorgeschlagen, im Rahmen des Nordischen Rates 

einen Meinungsaustausch vorzunehmen, um herauszufinden, wie die anderen Staaten 

vorgehen, um nicht mit ähnlichen Problemen wie in Schweden konfrontiert zu werden.  

Schließlich wird die Weiterentwicklung der Koordinierungsnummer sowie deren vereinfachte 

und schnellere Vergabe als Lösung betrachtet, um die Hindernisse, auf die EU‑ Bürger ohne 

dauerhaften Wohnsitz bisher gestoßen sind, wirksam zu reduzieren. Um diese 

Weiterentwicklung zu vollziehen, erwägen die Behörden eine mögliche Gesetzesänderung, 

durch die mehr Personen die Bereitstellung einer Koordinierungsnummer durch die 

Steuerbehörden ermöglicht würde. 

 

Im Allgemeinen könnte die Umsetzung der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 über 

elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im 

Binnenmarkt bis Februar 2018 bei der Frage der Personenidentifikation ebenfalls den Zugang 

zu Identifikationsnummern erleichtern. Der Hauptzweck dieser Verordnung liegt darin, das 

Problem der unzureichenden grenzübergreifenden Interoperabilität nationaler elektronischer 

Identifizierung zu lösen, das Bürger und Unternehmen bisher daran gehindert hat, 

uneingeschränkt vom digitalen Binnenmarkt zu profitieren, und den Mitgliedstaaten eine 

gemeinsame Rechtsgrundlage zu bieten. Als Mechanismus der Zusammenarbeit der 

Mitgliedstaaten wurde ein Kooperationsnetz gebildet, um die Interoperabilität und Sicherheit 

ihrer Systeme zur elektronischen Identifizierung zu erreichen. Es bietet dank regelmäßiger 

Treffen ein Forum, in dem die Mitgliedstaaten wichtige Informationen, Erfahrungen und 

bewährte Verfahren austauschen können. 

Empfehlungen  

Unter Berücksichtigung sämtlicher vorstehender Erwägungen und unter Anerkennung der 

Tatsache, dass die Freizügigkeit der EU‑ Bürger eine der Säulen der Europäischen Union 

darstellt, legt der Petitionsausschuss den nationalen Behörden und der Kommission folgende 

Empfehlungen vor: 

1. begrüßt die von den schwedischen Behörden im Rahmen des Informationsbesuches 

gezeigte politische Bereitschaft, Lösungen für die in den Petitionen aufgezeigten Probleme zu 

finden, und fordert die schwedischen Behörden auf, mit der Kommission stärker in Dialog zu 

treten; 

2. begrüßt die am 1. Februar 2016 in Kraft getretenen gesetzlichen Änderungen, die 

EU‑ Bürgern durch eine nationale Bescheinigung, die ihnen und ihren Familienangehörigen 

ausgestellt wird, den Zugang zum schwedischen Gesundheitssystem erleichtern, solange sie 
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noch keine Personennummer erhalten haben; 

3. fordert die schwedischen Behörden auf, unverzüglich konkrete administrative und 

rechtliche Lösungen vorzuschlagen und umzusetzen, um die Schwierigkeiten bezüglich der 

Freizügigkeit auszuräumen, die von EU-Bürgern in Petitionen an das Europäische Parlament 

und ihren Beschwerden an die Kommission beschrieben werden; 

4. fordert die schwedischen Behörden auf, ihre Bemühungen um ein einfacheres, wirksameres 

Vergabesystem für Identifikationsnummern, wie z. B. die Koordinierungsnummer, 

aufrechtzuerhalten, insbesondere für Personen, die sich nur kurzfristig in Schweden aufhalten 

oder keinen dauerhaften Wohnsitz dort haben; 

5. hebt hervor, dass es Möglichkeiten für den direkten Dialog mit den Bürgern geben muss, 

und fordert die schwedischen Behörden auf, der Notwendigkeit eines wirksamen Dialogs zu 

entsprechen, indem entsprechende Möglichkeiten vorgesehen werden;  

6. fordert die schwedischen Behörden auf, die Wartezeiten bei der Vergabe der 

Identifikationsnummern für neu zugezogene Personen zu verringern; 

7. fordert die schwedischen Behörden nachdrücklich auf, ihr Engagement zu verstärken, 

indem so bald wie möglich Informationskampagnen für schwedische öffentliche und private 

Akteure, die mit neu zugezogenen Personen in Kontakt stehen, eingeleitet werden; 

8. fordert die schwedischen Behörden nachdrücklich auf, EU‑ Bürgern, die ihren Wohnsitz in 

Schweden haben oder ihn dorthin verlegen, alle relevanten Informationen darüber, an wen 

und wie Identifikationsnummern vergeben werden, zu erläutern und leicht zugänglich zu 

machen;  

9. empfiehlt, die Informationen zu verbessern, die EU‑ Bürgern zu den 

Beschwerdemöglichkeiten oder Rechtsmitteln bei unrechtmäßigen Forderungen privater 

Akteure nach einer Personennummer zur Verfügung gestellt werden; 

10. unterstützt den Vorschlag, Einzelpersonen die Möglichkeit zur Beantragung einer 

Koordinierungsnummer ohne Zwischenschaltung einer Behörde zu geben, um diese für mehr 

Personen zugänglich zu machen;  

11. fordert die schwedischen Behörden auf, sich mit den Mitgliedstaaten des Nordischen 

Rates über bewährte Verfahrensweisen zum Thema Identifikationsnummern auszutauschen;  

12. fordert die Kommission auf, die rechtlichen und praktischen Verbesserungen für 

EU‑ Bürger in Bezug auf das schwedische System zur Personenidentifikation zu überwachen, 

und den Petitionsausschuss über relevante Entwicklungen bezüglich der Freizügigkeit von 

EU‑ Bürgern auf dem Laufenden zu halten; 

13. betont, wie wichtig die von der Kommission herausgegebenen Hilfestellung in Bezug auf 

umfassenden Krankenversicherungsschutz1 ist, in der es heißt: „Jede bei einer öffentlichen 

oder privaten Einrichtung im Aufnahmemitgliedstaat oder anderswo abgeschlossene 

Versicherung ist grundsätzlich anzuerkennen, sofern sie einen umfassenden Schutz bietet und 
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die öffentlichen Finanzen des Aufnahmemitgliedstaats nicht belastet. Die Mitgliedstaaten 

müssen den Umfang des Krankenversicherungsschutzes im Interesse des Schutzes ihrer 

öffentlichen Finanzen innerhalb der durch das Gemeinschaftsrecht gesetzten Grenzen und 

unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsprinzips prüfen.“;  

 

14. begrüßt den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der 

sozialen Sicherheit und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 zur Festlegung der Modalitäten 

für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/20041;  

 

15. begrüßt, dass die Richtlinie 2014/92/EU des europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Juli 2014 über die Vergleichbarkeit von Zahlungskontoentgelten, den Wechsel von 

Zahlungskonten und den Zugang zu Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen in Kraft 

getreten ist, die den Zugang erleichtern und den EU‑ Bürgern die Ausübung der 

Grundfreiheit der Freizügigkeit vereinfachen soll.  

 

Anlage 1: Zusammenfassung der eingegangenen Petitionen 

• Petition Nr. 1098/2010, eingereicht von einem deutschen Staatsangehörigen, zur 

Diskriminierung von EU‑ Bürgern durch die schwedischen Behörden 

Dem Petenten gehört ein Waldgrundstück in Schweden, er verbringt aber nur das halbe 

Kalenderjahr in dem Land. Die Behörden weisen ihm daher keine normale Personenkennzahl 

zu. Diese Kennzahl ist in Schweden für jede Amtshandlung unverzichtbar, etwa für die 

Eröffnung eines Bankkontos, für den Abschluss eines Telefonabonnements und sogar für den 

Zugang zu der Website der Forstverwaltung, der für den Petenten wichtig ist. Der Petent weist 

darauf hin, dass seine Freizügigkeit und Gewerbefreiheit dadurch beeinträchtigt seien. 

• Petition Nr. 1183/2010, eingereicht von einem deutschen Staatsangehörigen, zur 

Notwendigkeit einer Personenkennzahl in Schweden; 

Der Petent bedauert, dass er in Schweden, wo er eine Immobilie besitzt, keine 

Personenkennzahl bekommen könne. Ohne diese Personenkennzahl könne er weder ein 

Bankkonto eröffnen noch einen Vertrag für ein Festnetztelefon oder Handy abschließen. 

• Petition Nr. 1289/2012, eingereicht von einer britischen Staatsangehörigen, zur 

Verletzung ihres Rechts auf Freizügigkeit und Aufenthalt in der EU 

Die Petentin ist britische Staatsbürgerin, wohnhaft in Schweden und verheiratet mit einem 

schwedischen Staatsbürger. Sie beklagt, dass sich die schwedische Steuerbehörde 

(Skatteverket) weigert, sie zu registrieren, anscheinend aufgrund eines Verwaltungsfehlers. 

Dies hindere die Petentin daran, sich bei der schwedischen Sozialversicherungsanstalt 

(Försäkringskassan) zu registrieren, was wiederum dazu führe, dass sie aus dem 

schwedischen Gesundheitssystem ausgeschlossen sei. Die Petentin sieht hierin eine 

Verletzung des Rechts der Unionsbürger, sich in der Europäischen Union frei zu bewegen und 

aufzuhalten (Richtlinie 2004/38/EG). Sie hat bereits zahlreiche Beschwerden eingereicht, 
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insbesondere beim Bürgerbeauftragten und der Europäischen Kommission (die 

entsprechenden SOLVIT- und CHAP-Referenznummern sind angeführt).  

• Petition Nr. 0902/2015, eingereicht von einem spanischen Staatsangehörigen, zu den 

für Bürger aus EU-Mitgliedstaaten geltenden Aufenthaltsbedingungen in Schweden 

Der Petent beschwert sich, dass die schwedischen Behörden eine Reihe von Anforderungen 

für die Beantragung einer Aufenthaltsgenehmigung in Schweden stellten, die seiner Ansicht 

nach gegen das EU‑ Recht verstießen. Der Petent, der sich aufgrund seines schwedischen 

Partners/seiner schwedischen Partnerin in Schweden aufhält, habe den dortigen Behörden 

seine in Spanien ausgestellte europäische Krankenversicherungskarte vorgelegt, deren 

Annahme die Behörden verweigert und stattdessen ein S1-Formular gefordert hätten, das für 

Personen gelte, die zum Arbeiten nach Schweden zögen, oder für Rentner. 

• Petition Nr. 0299/2016, eingereicht von einem deutschen Staatsangehörigen, zur 

Diskriminierung von EU‑ Bürgern seitens der schwedischen Behörden wegen Verweigerung 

der Ausstellung einer persönlichen Identifikationsnummer 

Der Petent, ein deutscher Staatsbürger, macht geltend, in Schweden Opfer von 

Diskriminierung zu sein, da ihm keine schwedische Personennummer ausgestellt werde, 

obwohl er seit 1997 dort Ferienhäuser besitze. Es sei ihm im Jahr 2013 eine 

Dauergenehmigung für seinen Aufenthalt im Land erteilt worden, doch er habe nach wie vor 

keinen Zugriff auf die Personennummer. Infolgedessen sei es ihm nicht möglich, sich für eine 

Prepaid-Handy-Karte zu registrieren, gewisse Internetportale von schwedischen Behörden 

und Unternehmen zu nutzen oder sogar seine Post abzuholen. Der Petent erklärt, dass er 

aufgrund dieser mutmaßlichen Diskriminierung nicht in der Lage sei, seine Rechte gemäß der 

Richtlinie über die Vergleichbarkeit von Zahlungskontogebühren, den Wechsel von 

Zahlungskonten und den Zugang zu Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen 

(2013/0139) ordnungsgemäß auszuüben. Dies habe sich herausgestellt, als er versuchte, ein 

Zahlungskonto bei der Bank FOREX zu eröffnen. Er habe auch mehrere andere Banken 

kontaktiert, sei jedoch aufgrund seiner fehlenden schwedischen Personennummer bzw. des 

fehlenden Ausweises jedes Mal zurückgewiesen worden. Er glaubt, dass die schwedischen 

Behörden es versäumt haben, die EU-Richtlinie in ihr innerstaatliches Recht umzusetzen. 

• Petition Nr. 1323/2016, eingereicht von einem deutschen Staatsangehörigen, zur E-

Legitimation in Schweden. 

Der Petent besitze Immobilien in Schweden, wodurch er steuerpflichtig sei und Kontakt zu 

verschiedenen Behörden halten müsse. Er besitze jedoch keine schwedische Personennummer 

und könne daher keine E-Legitimation erhalten, um online Kontakt zu den Behörden 

aufzunehmen. Deshalb fühle er sich diskriminiert, da er von vielen Diensten, wie z. B. dem 

Online-Zugang zum schwedischen Finanzamt oder Internetbanking, ausgeschlossen sei.  

 


